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Antwort 

der Bundesregierung 
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DIE GRÜNEN 
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Unterschlagung und andere rechtswidrige Vorkommnisse beim Jagdbomber- 
Geschwader 35 in Pferdsfeld/Sobernheim 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 14. November 1988 die 
Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 


I. Zum Abhandenkommen teurer zahnärztlicher Instrumente 
im Februar 1987 

1. In welcher Weise ist die Bundesregierung der Zeugenaussage 
der ehemaligen Mitarbeiterin D. nachgegangen, wonach der - 
inzwischen ausgeschiedene - Stabsarzt „höheren Dienst- 
grades" im Februar 1987 teure zahnärztüche Instrumente einge- 
packt habe^ um sie später in seiner privaten Zahnarztpraxis zu 
verwenden? 


Frau D., die vom 1, November 1986 bis 9. Juli 1987 als Zahnarzt- 
helferin in der Zahnstation der LwSanStff/JaboG 35 beschäftigt 
war, hatte im Februar 1987 den Verdacht geäußert, daß der 
Stabsarzt S. zahnärztliche Instrumente aus der Zahnstation ent- 
wendet habe. 

Das daraufhin vom Chef des LwSanStff/JaboG 35 durchgeführte 
disziplinäre Ermittlungsverfahren bestätigte diesen Verdacht 
nicht. 


2. Sind weitere Zeugen für diesen Vorgang befragt worden? 


Im Zuge dieses Ermittlungsverfahrens sind fünf Zeugen vernom- 
men worden. 
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3. Aufgrund welcher Indizien wurde der Gefreite I. dieser Unter- 
schlagung beschuldigt? 


Der Gefreite L ist weder der Unterschlagung noch einer anderen 
Straftat oder Dienstpflichtverletzung beschuldigt worden. 


4. Wurde gegen I. ein formelles Disziplinarverfahren - gegebenen- 
falls mit welchem Ergebnis - diuchgeführt? Aus welchen Grün- 
den gegebenenfalls nicht? 


Dementsprechend ist gegen ihn ein Disziplinarverfahren nicht 
durchgeführt worden. 


5. Aus welchen Gründen wurde die o. g. Mitarbeiterin D. von der 
Inventur in ihrem Arbeitsbereich im März 1987 ausgeschlossen 
und deren Ergebnisse geheimgehalten? 


Am 5. März 1987 vormittags führte der Leiter der Zahnstation 
eine Vollzähligkeitsüberprüfung des nachweispflichtigen Geräts 
durch. Für eine Beteiligung der Frau D., die ihren Dienst wie 
üblich erst am Nachmittag antrat, bestand kein Anlaß. 

Da keine Verluste festgestellt wurden, konnte von der Mitteilung 
des Ergebnisses an die Mitarbeiter abgesehen werden. 


II. Erbringung zahnärztlicher Leistungen auf Veranlassung des 
Stabsarztes O. für seine Freundin M. 

1. Trifft es zu bzw. ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Zahnstation des Jagdbomber-Geschwaders 35 auf Veranlas- 
sung des Vorgesetzten Stabsarztes O. für dessen Freundin M. 

a) alte Zahnfüllungen durch neu angefertige Goldinlets ersetzt 
wurden, 

b) Röntgenbilder erstellt und Injektionen verabreicht wurden, 

c) angemeldete Soldaten ihretwegen ab- und umbestellt 
wurden, 

d) mindestens zwei Zahntechniker Labuicirbeiten für Frau M. 
durchführen mußten, 

e) O. inzwischen sogar zum Oberstabsarzt befördert wurde? 


Von einem Verdacht gegen OStA O., seine Dienstpflichten durch 
die unzulässige Inanspruchnahme der Zahnstation für private 
Zwecke verletzt zu haben, war den zuständigen Disziphnarvorge- 
setzten bisher nichts bekannt. 

Seine Beförderung zum OStA erfolgte zum 1. Januar 1988. 


2. Wann hat die Bundeswehr aufgrund der Veröffentlichung von 
dahin gehenden Vorwürfen (disziphnarische) Ermittlungen - 
gegebenenfalls mit welchem Ergebnis - eingeleitet? Oder 
warum wurden gegebenenfalls Ermittlungen unterlassen? 


Gegen OStA O. sind am 2. November 1988 disziplinäre Ermittlun- 
gen eingeleitet worden, die noch nicht abgeschlossen sind. 
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3. Aufgrund welcher Umstände und ggf. besonderen Befähigung 
wurde O. zum Oberstabsarzt befördert? 

OStA O. stand nach Erfüllung der laufbahnrechtlichen Vorausset- 
zungen aufgrund seiner Qualifikation für eine Beförderung vom 
1. Januar 1988 an. Nachteiliges über ihn war zu diesem Zeitpunkt 
nicht bekannt. 


111. Anfertigung von Schmuck für Offiziersfrauen im 
zahntechnischen Labor 

1. In welcher Weise ist die Bundeswehr den veröffentiichten Vor- 
würfen nachgegangen, wonach im zahntechnischen Labor des 
Jagdbomber- Geschwaders 35 mehrfach Schmuckstücke für 
Offiziersfrauen angefertigt worden seien? 

2. Welche Ergebnisse haben die (disziplinarischen) Ermittlungen 
erbracht? Oder warum wurden solche ggf. nicht eingeleitet? 


Der Vorwurf, daß Schmuck für die Ehefrauen von Offizieren in der 
Zahnstation angefertigt worden sei, hat sich nach dem Ergebnis 
der bisherigen disziplinären Ermittlungen nicht bestätigt. Das 
Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 


IV. Kündigung der Mitarbeiterin D. 

1. In welcher Weise stand die im April 1987 formfehlerhaft ausge- 
sprochene, mit mangelnder Arbeitsleistung begründete und 
später zurückgenommene Kündigung von Frau D. in Verbin- 
dung mit ihren kritischen Anmerkungen zu den o. g. Vor- 
gängen? 


Frau D. wurde vor Ablauf ihrer Probezeit am 29. April 1987 zum 
31. Mai 1987 gekündigt, weil sie den fachlichen Anforderungen 
nicht voll gerecht wurde und das Vertrauensverhältnis zwischen 
ihr und ihren Vorgesetzten gestört war. 

Trotz mehrfacher Einweisung beherrschte Frau D. weder die 
Behandlungsabläufe noch das notwendige Instrumentarium. Das 
Vertrauensverhältnis zu ihren Vorgesetzten war dadurch gestört, 
daß sie StA S. in der Öffentlichkeit des Diebstahls bezichtigte, 
ohne vorher ihre Vorgesetzten von ihrem Verdacht zu unter- 
richten. 


2. Warum wurde auf die bereits im Februar 1987 von Frau D. 
begangene angebliche Veruntreuung erst im Juli 1987 mit einer 
fristlosen, später in zwei Instanzen arbeitsgerichtlich aufgeho- 
benen Kündigung reagiert? 


Daß Frau D. die Anfertigung einer Zahnprothese für einen irani- 
schen Asylanten in der Zahnstation veranlaßt hatte, wurde ihren 
Vorgesetzten erst am 29. Juni 1987 bekannt. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts aller Umstände 
die soziale Angemessenheit dieser fristlosen Kündigung, die die 
Bundeswehr damit begründete, Frau D. habe für den gefolterten 
und an seinen Zähnen verstümmelten Iraner A. nach Feier- 
abend aus Materialresten des zahntechnischen Labors eine Pro- 
these angefertigt? 
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Ein Diebstahl zu Lasten des Arbeitgebers ist auch dann eine 
schwere Vertragsverletzung, wenn der Wert der entwendeten 
Gegenstände relativ gering ist und eigennützige Motive nicht 
vorliegen. Hiervon ist auch das Landesarbeitsgericht Rheinland- 
Pfalz in seinem Urteil vom 29. Februar 1988 ausgegangen. Wenn 
das Gericht trotzdem die außerordentliche Kündigung nicht 
bestätigte, beruhte das im wesentlichen auf dem Umstand, daß 
die Lohnfortzahlung während der Kündigungsfrist aus Krank- 
heitsgründen entfiel. 


4. Auf welchen Umständen beruht es, daß von der Frau D. gezahl- 
ten Abfindung als Ersatz für dieses Prothesenmaterial zunächst 
480 DM, sodann nur noch 252,86 DM und schließlich 169,40 DM 
abgezogen wurden? 


Der dem Bund entstandene Schaden ist endgültig mit 96,28 DM 
beziffert worden. Die höheren Beträge beruhten auf Angaben der 
Zahnstation, die einer Überprüfung nicht standhielten. 


5. Ist der Bundesregierung das Gutachten der Universitätsklinik 
Mainz bekannt, wonach der tatsächliche Materialwert lediglich 
ca. 39,50 DM betrug? 


Der Schadensersatzbetrag von 96,28 DM ist auf der Grundlage 
des Gutachtens eines Professors der Universitätsklinik Mainz 
ermittelt worden. 


6. Ist Frau D. die Differenz zwischen diesen Beträgen inzwischen 
nacherstattet worden? Warum ggf. nicht? 


Der Differenzbetrag zwischen dem zuerst einbehaltenen Betrag 
von 169,48 DM und dem Betrag von 96,28 DM ist Frau D. erstattet 
worden. 


V. Strafverfahren 

1. Hat die Bundeswehr angesichts des geringen Materialwerts 
inzwischen den nach § 248 a StGB erforderlichen Strafantrag 
gegen Frau D. gestellt? 


Die Bundeswehr hat gegen Frau D. weder Anzeige erstattet noch 
Strafantrag gestellt. 


2. Ist das Strafverfahren gegen sie inzwischen abgeschlossen wor- 
den? Mit welchem Ergebnis ggf.? 


Das von der Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach von Amts wegen 
eingeleitete Strafverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 
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3. Sind wegen der oben I. bis III. genannten Vorfälle nach Kenntnis 
der Bundesregierung staatsanwaltschaftliche Ermittlungen 
durchgeführt worden und mit welchem Ergebnis ggf. abge- 
schlossen worden? Warum sind ggf. keine Ermittlungen einge- 
leitet worden? 


Da sich der Verdacht des Diebstahls von zahnärztlichen Instru- 
menten nicht bestätigt hat, kam eine Strafanzeige nicht in Be- 
tracht. 

Hinsichtlich der Vorwürfe gegen OStA O. und des Verdachts der 
Schmuckherstellung im Zahnlabor kann über eine Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft erst nach Abschluß der disziplinären Ermitt- 
lungen entschieden werden. 
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